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Sicherheitsrat 
 

Verteilung: Allgemein 
20. November 2001 

    

Resolution 1379 (2001) 

verabschiedet auf der 4423. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 20. November 2001 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine Resolution 1314 (2000) vom 11. August 2000, 

 ferner unter Hinweis auf seine Resolutionen 1261 (1999) vom 28. August 1999, 1265 
(1999) vom 17. September 1999, 1296 (2000) vom 19. April 2000, 1306 (2000) vom 5. Juli 
2000, 1308 (2000) vom 17. Juli 2000 und 1325 (2000) vom 31. Oktober 2000 sowie die Er-
klärungen seines Präsidenten vom 29. Juni 1998 (S/PRST/1998/18), 12. Februar 1999 
(S/PRST/1999/6), 8. Juli 1999 (S/PRST/1999/21), 30. November 1999 (S/PRST/1999/34), 
20. Juli 2000 (S/PRST/2000/25) und 31. August 2001 (S/PRST/2001/21), 

 in Anerkennung der schädlichen und weitreichenden Auswirkungen bewaffneter Kon-
flikte auf Kinder sowie der Langzeitfolgen, die sich daraus für einen dauerhaften Frieden 
sowie für dauerhafte Sicherheit und Entwicklung ergeben, 

 eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und unter Hin-
weis auf die Hauptverantwortung des Sicherheitsrats für die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit sowie in diesem Zusammenhang auf seine Entschlossenheit, 
sich mit den Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Kinder auseinanderzusetzen, 

 betonend, dass alle beteiligten Parteien die Bestimmungen der Charta der Vereinten 
Nationen und das Völkerrecht einhalten müssen, insbesondere soweit sie sich auf Kinder 
beziehen, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs vom 7. September 2001 über die 
Durchführung der Resolution 1314 (2000) über Kinder und bewaffnete Konflikte, 

 1. bekundet dementsprechend seine Entschlossenheit, der Frage des Schutzes von 
Kindern in bewaffneten Konflikten vollste Aufmerksamkeit zu widmen, wenn er die An-
gelegenheiten behandelt, mit denen er befasst ist; 

 2. bekundet seine Bereitschaft, bei der Prüfung der Mandate von Friedens-
sicherungseinsätzen ausdrücklich Bestimmungen zum Schutz von Kindern aufzunehmen, 
und bekräftigt in diesem Zusammenhang seine Bereitschaft, in Friedensicherungseinsätze 
weiterhin nach Bedarf Kinderschutz-Berater einzubeziehen; 
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 3. unterstützt die laufenden Arbeiten, die der Generalsekretär, der Sonderbeauf-
tragte des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte, das Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen, das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen, das 
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, andere Stellen des 
Systems der Vereinten Nationen und andere internationale Organisationen unternehmen, die 
sich mit von bewaffneten Konflikten betroffenen Kindern befassen; 

 4. bekundet seine Absicht, gegebenenfalls die Parteien eines Konflikts aufzufor-
dern, besondere Vorkehrungen zu treffen, die dem Bedarf von Frauen, Kindern und anderen 
schwächeren Gruppen an Schutz und Hilfe Rechnung tragen, namentlich durch die Förde-
rung von "Impftagen" und anderen Möglichkeiten zur sicheren und ungehinderten Versor-
gung mit den notwendigen Grunddiensten; 

 5. unterstreicht, wie wichtig der uneingeschränkte, sichere und ungehinderte Zu-
gang für humanitäres Personal und humanitäre Hilfsgüter und deren Auslieferung an alle 
von bewaffneten Konflikten betroffenen Kinder sind; 

 6. bekundet seine Absicht, geeignete Maßnahmen im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen zu erwägen, um gegen die Verbindungen zwischen bewaffneten Kon-
flikten und Terrorismus, unerlaubtem Edelsteinhandel, unerlaubtem Handel mit Kleinwaffen 
und leichten Waffen und anderen kriminellen Aktivitäten vorzugehen, die bewaffnete Kon-
flikte in die Länge ziehen oder ihre Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung, namentlich 
Kinder, verstärken können; 

 7. verpflichtet sich, bei der Verhängung von Maßnahmen nach Artikel 41 der 
Charta der Vereinten Nationen nach Bedarf die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 
von Sanktionen auf Kinder zu prüfen, mit dem Ziel, geeignete humanitäre Ausnahme-
regelungen vorzusehen, die den besonderen Bedürfnissen und der besonderen Gefährdung 
von Kindern Rechnung tragen, um diese Auswirkungen auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken; 

 8. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf, 

 a) die einschlägigen Bestimmungen des anwendbaren Völkerrechts betreffend die 
Rechte und den Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten vollinhaltlich zu achten, ins-
besondere die Genfer Abkommen von 1949 und die nach den dazugehörigen Zusatz-
protokollen von 1977 für sie geltenden Verpflichtungen, das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen von 1989 über die Rechte des Kindes, das dazugehörige Fakultativprotokoll vom 
25. Mai 2000, das geänderte Protokoll II des Übereinkommens über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden ver-
ursachen oder unterschiedslos wirken können, das Übereinkommen der Internationalen Ar-
beitsorganisation über die Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (Über-
einkommen 182) und das Übereinkommen von Ottawa über das Verbot des Einsatzes, der 
Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Ver-
nichtung, und nimmt davon Kenntnis, dass die Zwangsverpflichtung oder Eingliederung 
von Kindern unter fünfzehn Jahren in die nationalen Streitkräfte oder ihre Verwendung zur 
aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten in dem Römischen Statut als Kriegsverbrechen auf-
geführt werden; 

 b) Flüchtlingen und Binnenvertriebenen, bei denen es sich zum Großteil um 
Frauen und Kinder handelt, im Einklang mit den anwendbaren internationalen Regeln und 
Normen Schutz und Hilfe zu gewähren; 

 c) spezielle Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz der Rechte sowie zur Be-
friedigung der besonderen Bedürfnisse der von bewaffneten Konflikten betroffenen Mäd-
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chen zu treffen und allen Formen der Gewalt und Ausbeutung, namentlich der sexuellen Ge-
walt und insbesondere Vergewaltigungen, ein Ende zu setzen; 

 d) die konkreten Verpflichtungen zu erfüllen, die sie gegenüber dem Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte sowie gegenüber den zu-
ständigen Organen der Vereinten Nationen eingegangen sind, um den Schutz von Kindern in 
Situationen bewaffneten Konflikts zu gewährleisten; 

 e) in Friedensübereinkünften den Schutz von Kindern vorzusehen, so auch gegebe-
nenfalls durch Bestimmungen betreffend die Entwaffnung, Demobilisierung, Wiederein-
gliederung und Rehabilitation von Kindersoldaten und die Familienzusammenführung, und 
bei diesen Prozessen nach Möglichkeit die Auffassungen der Kinder zu berücksichtigen; 

 9. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 

 a) der Straflosigkeit ein Ende zu setzen, die Verantwortlichen für Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und andere an Kindern verübte ab-
scheuliche Verbrechen strafrechtlich zu verfolgen und diese Verbrechen, wenn möglich, von 
Amnestiebestimmungen und entsprechenden Rechtsvorschriften auszunehmen sowie sicher-
zustellen, dass bei Wahrheits- und Aussöhnungsprozessen in der Konfliktfolgezeit die Fälle 
schwerwiegenden Missbrauchs von Kindern aufgegriffen werden; 

 b) geeignete rechtliche, politische, diplomatische, finanzielle und materielle Maß-
nahmen im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen zu erwägen, um sicherzustellen, 
dass die Parteien bewaffneter Konflikte die internationalen Normen zum Schutz der Kinder 
achten; 

 c) gegebenenfalls zu erwägen, welche Maßnahmen ergriffen werden könnten, um 
ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Unternehmen davon abzubringen, Geschäftsverbin-
dungen zu Parteien bewaffneter Konflikte zu unterhalten, die auf der Tagesordnung des Si-
cherheitsrats stehen, wenn diese Parteien gegen das anwendbare Völkerrecht über den 
Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten verstoßen; 

 d) die Verhängung von Maßnahmen gegen ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Un-
ternehmen, Einzelpersonen und Einrichtungen zu erwägen, die unter Verstoß gegen die ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats und die Charta der Vereinten Nationen uner-
laubten Handel mit natürlichen Ressourcen und Kleinwaffen treiben; 

 e) die Ratifikation des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes, betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten, so-
wie des Übereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation über die Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit (Übereinkommen 182) zu erwägen; 

 f) weitere Maßnahmen zum Schutz von Kindern zu erwägen, insbesondere im 
Rahmen der Internationalen Dekade für eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu 
Gunsten der Kinder der Welt (2001-2010); 

 10. ersucht den Generalsekretär, 

 a) bei den Friedenssicherungsplänen, die er dem Sicherheitsrat unterbreitet, den 
Schutz der Kinder zu berücksichtigen, indem er unter anderem fallweise Fachleute für Kin-
derschutz in Friedenssicherungs- und gegebenenfalls Friedenskonsolidierungsmissionen 
aufnimmt und das Fachwissen und die Kapazitäten auf dem Gebiet der Menschenrechte 
nach Bedarf ausbaut; 
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 b) sicherzustellen, dass das gesamte Friedenssicherungspersonal geeignete Anlei-
tung im Bereich HIV/Aids sowie eine Ausbildung im internationalen Recht der Menschen-
rechte, dem humanitären Völkerrecht sowie dem Flüchtlingsvölkerrecht erhält, soweit sie 
Kinder betreffen; 

 c) die Überwachungs- und Berichterstattungstätigkeiten der Friedenssicherungs-
einsätze und der Operationen zur Unterstützung der Friedenskonsolidierung über die Si-
tuation von Kindern in bewaffneten Konflikten von Fall zu Fall fortzusetzen und zu verstär-
ken; 

 11. ersucht die Organisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen, 

 a) ihre Unterstützung und Hilfeleistung für die Parteien bewaffneter Konflikte bei 
der Erfüllung der ihnen obliegenden und der von ihnen eingegangenen Verpflichtungen 
gegenüber Kindern zu koordinieren; 

 b) bei der Ausarbeitung ihrer Entwicklungshilfeprogramme in Betracht zu ziehen, 
wie die den anerkannten internationalen Normen zuwiderlaufende Einziehung von Kindern 
verringert werden kann; 

 c) besondere Aufmerksamkeit und angemessene Ressourcen auf die Rehabilitation 
der von bewaffneten Konflikten betroffenen Kinder zu verwenden, insbesondere auf ihre 
Beratung, Bildung und das Angebot geeigneter Berufsausbildungsmöglichkeiten, sowohl als 
vorbeugende Maßnahme als auch als Mittel zu ihrer Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft; 

 d) sicherzustellen, dass bei der Konzeption von Entwicklungshilfeprogrammen den 
besonderen Bedürfnissen und der besonderen Gefährdung der von bewaffneten Konflikten 
betroffenen Mädchen, namentlich derjenigen, die Haushaltsvorstände sind, die verwaist 
sind, sexuell ausgebeutet und als Kombattantinnen eingesetzt wurden, gebührend Rechnung 
getragen wird und dass für diese Programme angemessene Ressourcen bereitgestellt wer-
den; 

 e) in Nothilfe-, humanitäre und Postkonfliktprogramme die Bewusstseinsbildung, 
Prävention, Betreuung und Unterstützung im Bereich HIV/Aids aufzunehmen; 

 f) die Entwicklung lokaler Kapazitäten zur Auseinandersetzung mit Fragen der 
Rehabilitation und Wiedereingliederung von Kindern in der Konfliktfolgezeit zu unterstüt-
zen; 

 g) eine Kultur des Friedens zu fördern, indem sie bei Tätigkeiten zur Friedenskon-
solidierung namentlich Programme für Friedenserziehung und andere gewaltfreie Ansätze 
zur Konfliktverhütung und -beilegung unterstützen; 

 12. legt den internationalen Finanzinstitutionen und den regionalen Finanz- und 
Entwicklungsinstitutionen nahe, 

 a) einen Teil ihrer Hilfe für Rehabilitations- und Wiedereingliederungsprogramme 
bereitzustellen, die gemeinsam von Organisationen, Fonds und Programmen sowie von 
Konfliktstaaten durchgeführt werden, die wirksame Maßnahmen zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtung, Kinder in Situationen bewaffneten Konflikts zu schützen, getroffen haben, na-
mentlich die Demobilisierung und Wiedereingliederung von Kindersoldaten, insbesondere 
derjenigen, die unter Verstoß gegen das Völkerrecht in bewaffneten Konflikten eingesetzt 
wurden; 
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 b) Ressourcen für rasch wirkende Projekte in Konfliktzonen beizutragen, in die 
Friedenssicherungseinsätze disloziert wurden oder deren Dislozierung im Gange ist; 

 c) die Anstrengungen der Regionalorganisationen zu unterstützen, die Maßnahmen 
zu Gunsten der von bewaffneten Konflikten betroffenen Kinder durchführen, indem sie ih-
nen nach Bedarf finanzielle und technische Hilfe gewähren; 

 13. fordert die regionalen und subregionalen Organisationen und Abmachungen 
nachdrücklich auf, 

 a) innerhalb ihrer Sekretariate die Schaffung von Einrichtungen für Kinderschutz 
in Erwägung zu ziehen, zu dem Zweck, Politiken, Tätigkeiten und eine Interessenvertretung 
zu Gunsten der von bewaffneten Konflikten betroffenen Kinder zu entwickeln und durch-
zuführen, wobei die Auffassungen der Kinder bei der Konzeption und Durchführung solcher 
Politiken und Programme nach Möglichkeit berücksichtigt werden sollen; 

 b) die Aufnahme von Fachleuten für Kinderschutz in ihre Friedenssicherungs- und 
Feldmissionen in Erwägung zu ziehen und die Mitglieder dieser Missionen in Bezug auf die 
Rechte und den Schutz von Kindern auszubilden; 

 c) Maßnahmen zu ergreifen, die zur Ausschaltung der für Kinder schädlichen 
grenzüberschreitenden Tätigkeiten in Zeiten bewaffneten Konflikts führen, wie der grenz-
überschreitenden Einziehung und Entführung von Kindern, des Verkaufs von oder des Han-
dels mit Kindern, von Angriffen auf Lager und Siedlungen, in denen Flüchtlinge und Bin-
nenvertriebene leben, des unerlaubten Handels mit Edelsteinen, des unerlaubten Handels 
mit Kleinwaffen und leichten Waffen sowie anderer krimineller Aktivitäten; 

 d) regionale Initiativen zu erarbeiten und auszuweiten, um den unter Verstoß gegen 
das Völkerrecht erfolgenden Einsatz von Kindersoldaten zu verhindern, sowie geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die Parteien bewaffneter Konflikte ihrer 
Verpflichtung zum Schutz von Kindern in Situationen bewaffneten Konflikts nachkommen; 

 14. ersucht den Generalsekretär, in seine schriftlichen Berichte an den Rat über 
Konfliktsituationen auch weiterhin seine Anmerkungen über den Schutz von Kindern sowie 
seine diesbezüglichen Empfehlungen aufzunehmen; 

 15. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum 31. Oktober 2002 einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolution sowie der Resolutionen 1261 (1999) und 1314 
(2000) vorzulegen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, seinem Bericht ein Verzeichnis der Parteien be-
waffneter Konflikte beizufügen, die unter Verstoß gegen die für sie geltenden internationa-
len Verpflichtungen Kinder in Situationen einziehen oder einsetzen, die auf der Tagesord-
nung des Sicherheitsrats stehen oder auf die der Generalsekretär im Einklang mit Artikel 99 
der Charta der Vereinten Nationen die Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats lenkt und die 
nach seinem Dafürhalten geeignet sind, die Wahrung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit zu gefährden; 

 17. beschließt, mit dieser Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 

____________ 


